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471. Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991

(NR: GP XIX RV 130 AB 238 S. 42. BR: 5033 AB 5046 S. 602.)
472. Bundesgesetz: Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991

(NR: GP XIX RV 129 AB 237 S. 42. BR: AB 5045 S. 602.)

471. Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 geändert
wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 — AVG, BGBl. Nr. 51, in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 866/1992 und der Kundmachung BGBl. Nr. 686/1994, wird wie folgt geän-
dert:

1. §18 Abs. 3 fünfter Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen in der in der Verordnung festgesetzten Weise ist überdies
nur zulässig, wenn ihr der Empfänger für das Verfahren, in dem die Erledigung ergeht, ausdrücklich
und schriftlich zugestimmt hat. Die Zustellung hat an das vom Empfänger bekanntgegebene Empfangs-
gerät zu erfolgen. Eine Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn die Übermittlung an eine zur berufs-
mäßigen Parteienvertretung befugte Person in deren Kanzlei in einer Angelegenheit erfolgt, in der
diese als Parteienvertreter eingeschritten ist, sofern nicht zuvor der Empfänger gegenüber der Behör-
de dieser Übermittlungsart ausdrücklich widersprochen hat. Eine Zustimmung ist weiters nicht erfor-
derlich, wenn die Übermittlung an Verwaltungsbehörden erfolgt. Die Verantwortung für die Datensi-
cherheit des mitgeteilten Inhalts der Erledigung gemäß §§10 und 21 des Datenschutzgesetzes liegt beim
Empfänger der Erledigung."

2. §18 Abs. 4 zweiter Satz lautet:
„An die Stelle der Unterschrift des Genehmigenden kann die Beglaubigung der Kanzlei treten, daß die
Ausfertigung mit der nach Abs. 2 genehmigten Erledigung des betreffenden Geschäftsstückes überein-
stimmt."

2a. Nach §38 wird folgender §38a eingefügt:
„§38a. (1) Hat eine auf Grund der einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften hiefür in

Betracht kommende Behörde beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften einen Antrag auf
Fällung einer Vorabentscheidung gestellt, so darf sie bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur
solche Verfahrenshandlungen vornehmen oder Entscheidungen treffen, die durch die Vorabentschei-
dung nicht beeinflußt werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Auf-
schub gestatten.

(2) Erachtet die Behörde die noch nicht ergangene Vorabentscheidung für ihre Entscheidung in
der Sache als nicht mehr erforderlich, so hat sie ihren Antrag unverzüglich zurückzuziehen."

2b. §39a Abs. l zweiter Satz lautet:
„Die §§ 52 Abs. 2 bis 4 und 53 sind anzuwenden."

2c. §47 lautet:
„§ 47. Die Beweiskraft von öffentlichen Urkunden und Privaturkunden ist von der Behörde nach

den §§ 292 bis 294,296,310 und 311 ZPO zu beurteilen. Dabei gilt § 292 Abs. l erster Satz ZPO jedoch
mit der Maßgabe, daß inländische öffentliche Urkunden den Beweis auch über jene Tatsachen und
Rechtsverhältnisse liefern, die die Voraussetzung für ihre Ausstellung bildeten und in der Urkunde
ausdrücklich genannt sind; wenn die Behörde im Hinblick auf die besonderen Umstände des Einzelfal-
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les dagegen Bedenken hat, daß die Urkunde diesen Beweis liefert, so kann sie der Partei auftragen, den
Beweis auf andere Weise zu führen."

3. §51a lautet:

„§ 51a. Zeugen und Beteiligte, die im Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten ver-
nommen werden oder deren Vernehmung, nachdem sie geladen wurden, ohne ihr Verschulden unter-
blieben ist, haben Anspruch auf Gebühren unter den gleichen Voraussetzungen und im gleichen Aus-
maß wie Zeugen im gerichtlichen Verfahren. Für die Geltendmachung und Bestimmung der Gebühren
gelten die §§ 19 und 20 sowie § 21 Abs. l erster Halbsatz des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 mit der
Maßgabe, daß die Gebühren vorläufig von dem nach landesgesetzlichen Vorschriften zuständigen
Bediensteten des unabhängigen Verwaltungssenates berechnet und den Zeugen oder Beteiligten
bekanntgegeben und ausbezahlt werden. Sind Zeugen oder Beteiligte mit den bekanntgegebenen
Gebühren nicht einverstanden, so sind die Gebühren über deren Antrag von jenem unabhängigen Ver-
waltungssenat festzusetzen, der den Zeugen oder den Beteiligten vernommen oder geladen hat. Im
Verfahren vor einer Kammer obliegt die Entscheidung dem nach den landesrechtlichen Vorschriften
zuständigen Mitglied der Kammer. Die Auszahlung der Gebühren ist unentgeltlich."

3a. §52 Abs. 2 lautet:

„(2) Wenn Amtssachverständige nicht zur Verfügung stehen oder es mit Rücksicht auf die Beson-
derheit des Falles geboten ist, kann die Behörde aber ausnahmsweise andere geeignete Personen als
Sachverständige (nichtamtliche Sachverständige) heranziehen."

3b. §52 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:

„(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, so kann die Behörde dennoch nichtamtliche
Sachverständige heranziehen, wenn davon eine wesentliche Beschleunigung des Verfahrens zu erwar-
ten ist. Die Heranziehung ist jedoch nur zulässig, wenn sie von demjenigen, über dessen Ansuchen das
Verfahren eingeleitet wurde, angeregt wird und die daraus entstehenden Kosten einen von dieser Par-
tei bestimmten Betrag voraussichtlich nicht überschreiten.

(4) Der Bestellung zum nichtamtlichen Sachverständigen hat Folge zu leisten, wer zur Erstattung
von Gutachten der erforderten Art öffentlich bestellt ist oder wer die Wissenschaft, die Kunst oder das
Gewerbe, deren Kenntnis die Voraussetzung der geforderten Begutachtung ist, öffentlich als Erwerb
ausübt oder zu deren Ausübung öffentlich angestellt oder ermächtigt ist. Nichtamtliche Sachverständi-
ge sind zu beeiden, wenn sie nicht schon für die Erstattung von Gutachten der erforderten Art im all-
gemeinen beeidet sind. Die §§ 49 und 50 gelten auch für nichtamtliche Sachverständige."

4. §53aAbs.1 lautet:

„(1) Nichtamtliche Sachverständige und nichtamtliche Dolmetscher haben Anspruch auf Gebüh-
ren unter den gleichen Voraussetzungen und im gleichen Ausmaß wie Sachverständige und Dolmet-
scher im gerichtlichen Verfahren. Umfang und Höhe dieser Gebühren sind von der Behörde, die
den Sachverständigen oder Dolmetscher in Anspruch genommen oder die Beweisaufnahme veranlaßt
hat, festzusetzen. Im Verfahren vor einer Kammer eines unabhängigen Verwaltungssenates obliegt
diese Festsetzung dem nach den landesrechtlichen Vorschriften zuständigen Mitglied der Kammer.
Die Auszahlung der Gebühren ist unentgeltlich."

5. §63 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Berufung ist von der Partei binnen zwei Wochen bei der Behörde einzubringen, die den
Bescheid in erster Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt für jede Partei mit der an sie erfolgten Zustel-
lung der schriftlichen Ausfertigung des Bescheides, im Fall bloß mündlicher Verkündung mit dieser.
Wird eine Berufung innerhalb dieser Frist bei der Berufungsbehörde eingebracht, so gilt dies als recht-
zeitige Einbringung; die Berufungsbehörde hat die bei ihr eingebrachte Berufung unverzüglich an die
Behörde erster Instanz weiterzuleiten."

6. §64a Abs.1 lautet:

„ (1) Die Behörde, die den Bescheid erlassen hat, kann, wenn nur eine der Parteien Berufung
erhoben hat oder wenn keine einander widersprechenden Berufungsanträge vorliegen, die Berufung
nach Durchführung allfälliger weiterer Ermittlungen binnen zweier Monate nach Einlangen der zuläs-
sigen Berufung bei der Stelle, bei der sie einzubringen war, durch Berufungsvorentscheidung erledigen
und den von ihr erlassenen Bescheid nach jeder Richtung abändern, ergänzen oder aufheben."
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7 §67c Abs. 3 lautet:
„(3) Beschwerden, die nicht den Anforderungen des Abs. 2 entsprechen, sind zur Behebung der

Mängel unter Anberaumung einer kurzen Frist zurückzustellen; die Versäumung dieser Frist gilt als
Zurückziehung."

8. Die bisherigen Absatzes und 4 des §67c erhalten die Bezeichnung „(4)" und „(5)"
9. §67d Abs. 2 lautet:
„(2) Eine Verhandlung kann unterbleiben, wenn alle Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein

solcher Verzicht kann bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung erfolgen. Wenn die Verhandlung
wegen einer noch ausstehenden Beweiserhebung vertagt wird, dann kann der Verzicht bis zum Beginn
der fortgesetzten Verhandlung erklärt werden. Eine Verhandlung kann auch unterbleiben, wenn der
mit Berufung bekämpfte Bescheid ein verfahrensrechtlicher Bescheid ist. Eine Verhandlung kann
jedoch auch in diesen Fällen durchgeführt werden, wenn der unabhängige Verwaltungssenat es für
erforderlich erachtet."

10. § 67g lautet:
„§ 67g. (1) Der Bescheid ist samt der wesentlichen Begründung öffentlich zu verkünden. Wenn

keine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, dann kann die öffentliche Verkündung des Beschei-
des unterbleiben, sofern die Einsichtnahme in den Bescheid jedermann gewährleistet ist. Gleiches gilt,
wenn der Bescheid nicht unmittelbar im Anschluß an die Verhandlung gefällt wird und alle anwesen-
den Parteien auf die Verkündung verzichten.

(2) Wenn die Verkündung nicht unmittelbar nach Schluß der Verhandlung oder unmittelbar nach
der nicht öffentlichen Beratung im Anschluß an eine Verhandlung erfolgt, dann genügt abweichend
von § 62 Abs. 2 die Beurkundung der Verkündung in einem Aktenvermerk.

(3) Überdies ist allen Parteien eine schriftliche Ausfertigung des Bescheides zuzustellen."
11. Nach §67g wird folgender §67h samt Überschrift eingefügt:

„Verfahren bei Erlassung verfahrensrechtlicher Bescheide und bei Entscheidungen auf Grund eines
Devolutionsantrages

§67h. (1) Wenn der unabhängige Verwaltungssenat einen verfahrensrechtlichen Bescheid zu
erlassen hat, dann gelten die §§ 67b sowie 67d bis 67g mit der Maßgabe, daß eine mündliche Verhand-
lung unterbleiben kann, wenn der unabhängige Verwaltungssenat sie nicht für erforderlich erachtet.

(2) Wenn der unabhängige Verwaltungssenat auf Grund eines Devolutionsantrages zu entschei-
den hat, dann gelten die §§ 67b sowie 67d bis 67g. Wenn sich der Devolutionsantrag gegen die Säumnis
einer Behörde bei Erlassung eines verfahrensrechtlichen Bescheides richtet, dann gilt Abs. 1."

12. §68 Abs. 2 lautet:
„(2) Von Amts wegen können Bescheide, aus denen niemandem ein Recht erwachsen ist, sowohl

von der Behörde oder vom unabhängigen Verwaltungssenat, die oder der den Bescheid erlassen hat,
als auch in Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde auf-
gehoben oder abgeändert werden."

13. §70 Abs. 3 lautet:
„(3) Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Wiederaufnahme steht dem Antragsteller das

Recht der Berufung an die im Instanzenzug übergeordnete Behörde, wenn aber in der Sache eine Beru-
fung an den unabhängigen Verwaltungssenat vorgesehen ist, an diesen zu. Gegen die Bewilligung oder
die Verfügung der Wiederaufnahme ist eine abgesonderte Berufung nicht zulässig."

14. §71 Abs. 6 lautet:
„(6) Die Behörde kann dem Antrag auf Wiedereinsetzung aufschiebende Wirkung zuerkennen.

Im Verfahren vor einer Kammer eines unabhängigen Verwaltungssenates entscheidet über diesen
Antrag das nach den landesrechtlichen Vorschriften zuständige Mitglied der Kammer."

15. §73 Abs. 1 lautet:
„ (1) Die Behörde oder der unabhängige Verwaltungssenat sind verpflichtet, wenn in den Verwal-

tungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne
unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen."
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16. § 73 Abs. 3 lautet:
„(3) Für die Oberbehörde beginnt die in Abs. l bezeichnete Frist mit dem Tag des Einlangens des

Antrages zu laufen."
17 §76 Abs. l zweiter Satz lautet:

„Als Barauslagen gelten auch die Gebühren, die den Sachverständigen und Dolmetschern zustehen,
nicht jedoch die Gebühren, die einem Gehörlosendolmetscher zustehen."

17a. § 76 Abs. l wird folgender dritter Satz angefügt:
„Im Falle des § 52 Abs. 3 hat die Partei für die Gebühren, die den nichtamtlichen Sachverständigen
zustehen, nur soweit aufzukommen, als sie den von ihr bestimmten Betrag nicht überschreiten."

18. § 76 Abs. 5 lautet:
„(5) Die den Sachverständigen und Dolmetschern zustehenden Gebühren sind — falls hiefür nicht

die Beteiligten des Verfahrens aufzukommen haben — von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen
Namen die Behörde in der Angelegenheit gehandelt hat."

19. Nach § 76 wird folgender § 76a eingefügt:
„§76a. Die den Zeugen und Beteiligten zustehenden Gebühren sind von jenem Rechtsträger zu

tragen, in dessen Namen die Behörde in der Angelegenheit gehandelt hat."
20. § 79a lautet:
„§ 79a. (1) Die im Verfahren nach § 67c obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwen-

dungen durch die unterlegene Partei.
(2) Wenn der angefochtene Verwaltungsakt für rechtswidrig erklärt wird, dann ist der Beschwer-

deführer die obsiegende und die belangte Behörde die unterlegene Partei.
(3) Wenn die Beschwerde zurückgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdeführer vor

der Entscheidung durch den unabhängigen Verwaltungssenat zurückgezogen wird, dann ist die
belangte Behörde die obsiegende und der Beschwerdeführer die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemäß Abs. l gelten:
1. die Stempel- und Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für die der Beschwerdeführer

aufzukommen hat,
2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem

unabhängigen Verwaltungssenat verbunden waren, sowie
3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des

Nationalrates festzusetzenden Pauschbeträge für den Schriftsatz- und für den Verhandlungsauf-
wand.

(5) Die Höhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwandes hat den durchschnittlichen Kosten
der Vertretung bzw der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für
den Ersatz der den Behörden erwachsenden Kosten ist ein Pauschbetrag festzusetzen, der dem durch-
schnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht.

(6) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluß der münd-
lichen Verhandlung gestellt werden.

(7) Die §§ 52 bis 54 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 gelten auch für den Aufwandersatz
nach Abs. 1."

21. Vor § 79b wird eingefügt:

„VI. Teil: Inkrafttreten"
22. Der bisherige Wortlaut des § 79b wird als Abs. l bezeichnet; als Abs. 2 bis 5 wird angefügt:
„(2) § 18 Abs. 3 fünfter bis neunter Satz, § 18 Abs. 4 zweiter Satz, § 38a, § 39a Abs. l zweiter Satz,

§ 47, § 51a, § 52 Abs. 2 bis 4, § 53a Abs. l, § 63 Abs. 5, § 64a Abs. l, § 67c Abs. 3 sowie die Neubezeich-
nung der Abs. 4 und 5, § 67d Abs. 2, § 67g, § 67h samt Überschrift, § 68 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 71 Abs. 6,
§ 73 Abs. l und 3, § 76 Abs. l zweiter und dritter Satz, § 76 Abs. 5, § 76a, die Überschrift vor § 79b, die
Neubezeichnung des § 79b Abs. l sowie die Überschrift vor § 80 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr.471/1995 treten mit 1.Juli 1995 in Kraft.

(3) §79a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 tritt mit 1.Jänner 1996 in Kraft.
Verordnungen auf Grund des § 79a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 können
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bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frühestens
mit dem 1.Jänner 1996 in Kraft gesetzt werden.

(4) § 63 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 gilt für Bescheide, die nach
dem 30. Juni 1995 erlassen werden. § 67c Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995
gilt für Verwaltungsakte, die nach dem 30. Juni 1995 gesetzt werden.

(5) § 52 Abs. 3 und § 76 Abs. l dritter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995
treten mit Ablauf des 30. Juni 1998 außer Kraft."

23. Vor §80 lautet die Überschrift:
„VII. Teil: Vollziehung"

Klestil

Vranitzky

472. Bundesgesetz, mit dem das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 — WG, BGBl. Nr. 53, wird wie folgt geändert:
1. §7 werden folgende Sätze angefügt:

„Im Fall der Festnahme ist der Festgenommene ehestens, womöglich bei seiner Festnahme, in einer
ihm verständlichen Sprache über die Gründe seiner Festnahme zu unterrichten. Für diese Festnahme
gilt weiters § 36 Abs. 2 und 3 VStG."

2. § 13 Abs. l lautet:
„ (1) § 7 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 472/1995 tritt mit 1. Juli 1995 in

Kraft."

Klestil

Vranitzky


